
PROTOKOLL 
über uie 6. ordentliche Sitzung des Gemeinderates der Stadt Steyr am Dienstag, clen 18. Dezem­

ber 1956, im Rathaus, großer Sitzungssaal. 
Beginn ,l er Sitzung: 16.00 Uhr. 

Offentliche Sitzung 

Anw e,s e nd: 

Vorsitzender: 

Bürgiermeis,te!r Ing. Leopold Steinbrechm 

di e Büirgeirme1ister-Stellve,r,tJr,e1ie'I': 

Gottfu,iJed Koll er, Franz Paulma,y[' 

di e Smdill.räte 
Josef F ellimigeir, Mariius HaJS11auer , Aloi1s Huem oc, 

August Mos eoc-, Anlton Neumann, V,j,n,zenz Ribrnitzky, 
Micb1a1el Silebel"ell', Hans Schia1I1ovsky 

<.Ji,e Gemeii1nde1J.·ä te : 

Aloils Beisendorferr , Rudolf Fünst, Anton Hochga:btle!fleir, 
Josef Hoohmayr, Firanz Hof1er , Ka,rl Jungwill'th , lVIalfgaDebe Kals,s, 
Johiam,n Kno,g1eir, F,ranz Küp,Eeirfü1g, Erwm Marr1fle,1ch, MM~e Nigl , 
Stef,amJile Pammeir, Leopold P,ete,rma1irr, Dipl.-Ing. Jo1harm Pönilsch, 
Emil Schiaichi1nger , Franz Schim1dbergier , Flf:iledirich S'11aJ:üsohm~dt, 
Leopold Wippevsberger , AloitS WaUy, Johann Zöchling. 

Vom Amte : 

Magilstmrtisdilrektlor Dr. Karl Enzelmüller 
RiechnU1D1gs dilrektor Frranz Uska , Obemmi\:siriat J.o,s,ef Bamiiilger 

ProtokoHführer: 

KOO. Ma!ria Kairui~. 
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TAGESORDNUNG : 

Berichterstatter Stadtrat Hans Sc h an o vs k y : 

1) Ha - 8321/56 
2) Präs - 850/56 

Genehmigung dJes Vorianischlag,es 1957. 
U ngarnhilre. 

VERTRAULICHE SITZUNG: 

3) PifläS - 852/56. 

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher: 

Meine Damen und Herren! 
Ich eriöffne die Budgetsitzung. Die Sitzung is t be­

schlußfähig. Entschuldtiigt slind die Kollegen Stadtrat 
Enge die Gemeinderäte BaU1II1anin, Kokescil, Nowak 
und Wabitsoh . Zu Proookollprü:fern werden die Ge­
meinderäte Schachinger und Marrek:h bes timmt. 

Die Ta,g,esordnung ist Ihnen zugegangen. Bevor 
·wir in die Tageso,rdnung eingehen, möchte Lch Sie 
über die Situation betreffend den Stadtteil Müm.ic:h­
holz informieren. 

Zu Beginn der vorigen Woche benachrichtigte uns 
Stadtrat Enge, der bekanntlich ilm Nationa Lrat ist, 
daß er aus bestimmter Quelle erfahren hat, daß im 
niederösterreichischen Landtag ein Antrag ülber die 
Rückgli:ederung der Katastralgemeinde Hinte•rberg, 
somit des Ge>bietes Müniohholz, an die Gemeinde Be­
hamberg eingebiraci1t wurde. Der Antrag soll dii.e ein­
stimmige Genehmigung des ni:ederös,terreiicihischen 
Landtages gefunden haben. Da wir wußten, daß zur 
seLben Zeit der Nationalrat und der niederösterrei­
chische Landtag tagen, sind wir nach Wi'en gefa~­
ren um bei der niederösterreichischen Landesregie­
rung vorzusprechen. Bei •<rer Vorsprache warenj dli.e 
Nationalräte Dr. Kor-ef, Aigner und Enge sowie Lan­
desrat Rudolf Kolb, Mag,istratsdirekoo•r Dr. EnzeL 
müller und meine Wenigkeit anwesend. Die Mit­
teilung des Nationalrates Enge hat sich tatsächlicih 
bestätigt; die Initiative zur Einbringung d:es An­
trages ging vom öVP-Lanclta,gsalbgeardn.eten aus 
dem Bezirk Amstetten aus. Der Antrag hat folgen­
den Wortlaut: 

,,Der Hohe L andtag wolle beschließen: 
1) Der zuliegende Gesetzentwurf betreffend die E ,in­

gliedenmg der Katastratgemeinde Hinterberg in 
den Verband der Ortsgemeinde Behamberg wird 
genehmigt. 

2) Die Landesregienmg wird beauftragt, wegen 
Durchführung dieses GesetzbeschLusses das Er­
forderliche zu veranlassen." 

Es würde zu werit führen, Ihnen hier dlie recht­
lichen Verhältnisse eingehend zu ze,rgliedern. Bevor 
wir n ach vVien fuhren, haben wir mit der oberöster­
reichischen LandJes regierun.g Rück!s;prache gehalten. 
Dort wußte m an noch nichts von diesem Vo,rhaben 
des Landeß Niederösterreich. Es fand l~urz darauf 
eine Sitzung der oö. Lainclesrc,gi:cr:ung s tatt und der 
H err Landeshauptmann hat s,ich sorfort mit Wien 
und der nö. Landesregierung in.s Einvernehmen ge­
seLzt. Als Resultat unse,rer Vmsprache in Wien er­
hielt ich vom Büro des Landesh .auptmann-Stellve,r­
t reters Po,pp beim Amte der nö. Landesre,g.i.erung 
ein Schreiben, datiert m:it 14. Dezember 1956, folgen­
den Inhaltes: 

,,Sehr verehrter Herr Bürgermeister' 
Im Auftrage des Landeshauptmann-Stellver­

treters Popp teile ich Ihnen mit, daß der An­
trag betreffend die Eingliederung der Kat.­
Gern. Hinterberg in die Gemeinde Beiharribe,rg 
zurückgestellt wurde. Der Be-riohtersta.tter, der 
von der öVP nominiert war, hat sefüstve,r­
srtänclllich die Zurückstellung vorgeschl:aigen. 
Der Vertreter d'er sozJalistischen Fraktion und 
der Verfassungsa LLssohuß haben sich dier Zu-
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rückstellung angeschlossen und gleichz.eri.tig 
angeregt, daß vor einer weiteren Be:handll.ung 
die Fühlungnahme zwischen den beiden Lan­
desregierungen Oberösterreich und Nie.der­
österrei!ch einerseits und der BundeSireigie•rWlg 
andererseits aufgenommen wird ." 

Es isit seLbstverständlich, daß die Geme,iln.de Steyr 
dia:bei gehört werden und rmtzJLLredlen haben wird. 

loh teile Ihnen dies mit, um aufzuzeigen, wel:cihen 
Schaden verfrülhte Pressemeldungen anrichten kön­
nen. In einer Zeit, in der ich längst im Besi!tze dieses 
Schreibens wair, wurde in einer Zeli.tung ein Artikel 
von dem Dolchstoß giegen die Stadlt Steyr lanciert, 
über den dlie ganze Stad't in Aufregung g;e:ri.et, 01!:r 
wohl der Sache längst die Spitz.e genommen warr. 
Sellbst wenn solche Artikel gut gememt sind, so ist 
d abei doch zu überlegen, ,ob durch sie ni:clht mehr 
Schaden als Nutzen angeTiohtet werdlen kann. Es 
kommt dabei ja nicht •diarauf an, wie laut undl wie 
derb man spri1cht, sondern j:e länger man seine llie­
ben Nerven behiält, idiesoo mehr wird man einer so 
heiklen Sache dienen. Außerdem wußten wir, daß 
die Landesregie,rung hundertprozentig hinter UIIlS 
s teht und es nidht so einfach sei:n Wird, e•inen sol­
chen Beschluß in die Tat umz,usetzen. Ich möohte 
hier das Verlhalten de:r nö. Landesrreigie•rung lolbend 
erwähnen vor allem daß s ie sofort zur demolcrati­
schen Art cLer Behandlung von Angeleg,en!he:Lten zu­
rückgekehrt ist, daß al:so Besprec:hun~n ilm Beis ein 
beider Lancllesregieru.ngen und der Bundesregie,rung 
stattfinden w erden. 

foh will nLcht naher darauf eingehen, wie unmög­
lich eine derartilge Rückgliederung wäre, denn die 
nö. Landesregi,erung müßue in illillen Antrag ergän­
zend die Feststellung aufnehmen, d!aß Millionen not­
wendig sein werden, um im Stadtteill Münic:h.holz erin 
eigenes Rathaus, einen Bauhof, ein Gesundlheitsamt, 
ein AlteDs:heim, einen Friedihof etc. zu errichten. 
Ich glaube auch, daß die Gemeilndestube von Beiharn­
berg etwas zu klein sein würde, um dlie Agenden 
eines Gebietes, wie es der Stadtteil Münichholz dar­
stellt, bewältigen zu können; die Gemeinde Beham­
berg_ wündle e,tn Drittel der Belegscih.aft unseres Rat-
hauses brauchen. . 

Es wäre verfrüht schon jetzt irgendiwelc:h.e Fest­
stellungen in cliLeser HinsLcht zu machen, denn icih 
glarulbe, dlaß s ich alles in WohlgefalLen a!;lll~sen ~rd; 
momentan i.St die Sache iJl1 besten Hanc:ten. Bitte, 
geben Sie s~ch mit dteser Erklärung zufrieden un~ 
berichten Sie den interess ierten Bevölkeirungskre1-
sen, <laß vo11derhand keine Ursache zu Aufreg:um.gen 
vorhanden ist. 

Bei clier nächsten Gemeinclieratssitzung werd'e ich 
Ihnen .sicher weitere Informationen geben können. 

Ich bitte nunmehr, in die Tagesordnung einzu­
gehen und erteile Herrn Stadtrat Schanovsky das 
Wort. 

Berichter1s tatter 

Stadtrat Haus S c b a u o v s k y : 

J) Ha - 8321/56 GencbmigUDg des Voranschlages 
1957. 

Sehr verehrte Damen und Herren! 

E s liegt uns heute der Vo,r'ansc:hlag für das kom­
mende Jahr zur Beratung und BeschLußfasslliilg vor. 



Ich möchte eingangs erwähnen, daß es wahrschein­
lilch der letzte Voranschlag sein wird, der eine Surn,. 
me von über 100 Millionen :schillLn,g aufweist. Der 
letzte de.shalb, weil wir alle die Situation in unserer 
Stadt kennen und Wissen, daß dlie Konjunktur der 
Steyr-DailJil.ler-Puch AG rückläufig ist. Ich habe 
noch jed!es Jahr betont, daß das Leben u,nserer Stadt 
vom Leben der Steyr-Daimler-Puch AG a'bhä!n.gig ist 
und es ist nun leider ·einmal die gan:ze Struktur 
unserer Stadt mit diesem etnziigen Großbetrieb so 
verbunden, daß dessen Erträgnis auf uns s.o stark 
abfärbt und so beeinflussend wirkt, dlaß auc'h die 
Finan21gebarung der Stadt, fast möch.te ich sagen, 
hundertprozentig davon abhängilg ist. 

Der Voranschlag für cl'as Jahr 1957 ist Ihnen ~uge. 
gangen; Sie werden Gelegenheit gehabt haben, ihn 
eingehend zu studieren. Die Gliederung •d'es Voran­
schlages 1957 ist die ,glerohe wie lin den Vorjaihren. 
Er umfaßt den ·ordentlicllen und außer,ordentlfchen 
Haiushalt, 'die Wirtschaftspläne der Städlt. Unterneh­
mungen und der KrankenfürsargeanstaJt der Stadt 
S~eyr, den Sonder,haushaltsplan für die Stiftungen 
mit e.i:gener Rechtspemönlic:hkeiit und für die Ge·­
meinni.i.tztge Wohnungsgesellschaft dler Stadt Steyr, 
Ges. m. lb. H., weiters in einer Anlage dlie im Punkt 
VII der Voranschlagsrichtlinien vorgeschri~benen 
Nachweise einschließlich des Dienstpostenplanes. 

Der ordentliche Haushalt weist Ausgaben iln der 
Höhe von S 70,740.900.- auf, die dn.lrch EJnnahmen 
in der gleichen Höhe vollkommen ,gedeckt sind. D r 
ordentliche Haushatt ist cl'aher ausgegltchen. 

Der außerordentliche Haushalt umfaßt A'll.Sgaben­
kredlite in der Höhe von S 45,169.000.­
u. Einnahmen in der Höhe von nur S 133,929.900.-

tler ungedeckte Abgang des außer-
ordentlv. Haushaltes beträgt daher S 11,239.100.-. 

ß ei voller Ausnut21ung der Ausg:abenkrecfüite kann 
die Bedeckung dieses Abganges voraussichtlich nur 
zum ger,ingen Teil durch eventuelle Ausgabenein­
sparungen oder Mehreinnahmen im ordenUilchen 
Haushalt erfolgen, zum überWiegenden Teile jedoch 
nur durch Kreditoperationen. Jedenfalls ~önnen Bau­
vorhaben nur in dem Ausmaße durchgefü:hrt wer­
den, als 'hiefür eine Bedeckung tatsächlich gegeben 
ist. 

Die au:gen'blickliche Finanzlage der Stadtgemeinde 
ist gekennzeichnet durch die wirtsohaJtliche Kon­
junktur der letzten Jahre und al:s befniledigeTudl zu 
be21eEchnen. Dies bezeugt der voraussichtliche Rück­
lagenstand am Ende dieses Jahres in Höhe von 
S 26,100.000.-, der zwar im Jahre 1957 Zlllr Teildek­
lwng der im außemr1dentlichen Haushalt präliimi­
nierten Vorhaben zur Gänze aufgebraucht wird. Dem 
Rücklagenstand steht nur etn Schuldenstand von 
S 363.800.- gegenüber. Nach wie vor sind aber die 
Einnahmen des Gemeindehaushaltes der Stadt nicht 
von der allgemeinen Wirtschaftslage abhängig, son­
dern vor allem von jener des einztgen Großbetriebes 
der Stadlt, der Steyr-Daimler-Puch AG, stark beein­
flußt. Leider weilst dlieses Unternehmen augenblick­
lich einen Konjunkturrückgang auf, der bei längerer 
Daiu.er die ohnehin vorsichttg prälimiinierte Einnah­
me an Lohn ummensteuer noch verringern könnte, 
während der Gewerbesteuerertrag hievon vora,us­
sichUilch -erst im Jahre 1958 betro.ffon werden dürfte. 
Der Abwiicklunig des Haushaltsplanes 19G7 win.l! da­
her ein besonderes Augenmerk zu.zuwenden sein, 
um den Haushaltsaw~gl.eich iim ordentlichen Haus­
halt auf alle Fälle zu gewä:hrle·isten. 

Auch im außerordentlitohen Haushalt konnten nur 
mehr jene Vorhaben aufgenommen werden, die be­
reits in Ausführung bzw. Vollendung steihen, oder 
Vorhaben, für dlie im Vorjahr bereits Planungs­
kosten oder .sonstige K,o ten für Vorarbeiten ange­
fallen sind, dliese aber auah daru1 nur in derrt Aus­
maße, als Bedeckung gefunden werden kann. Alle 
anderen zur Präliminierunig vorg,eschlag,enen, an 
sich ebenso wichtigen Bauvorhaben mußten zrnrück­
gestellt werden. Immer.hin weist das präliminierte 
Au~abenvo!Jumen von S 115,909.900.- dies Jahres 
l 957 noch immer auf eine umfäingreiche kmnmunale 
Tätigkeit hin. Auch im Jahre 1957 wi.rd ein wei'tere,r 
Schritt getan werden, die großen Vers·äumnisse auf-
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zuholen, die die Stadt leider noch aufauweusen hat. 
Immer wileder muß auf den noch vorhandenen gro­
ßen Nachholbedarf hingewiesen werdlen, so auf den 
dringendsten Bau von Verkehrs. und Umfahrungs. 
straßen einschtließlich einer neuen Brücke über die 
Enns, auf den Baiu von Wohnungen, den weiteren 
Ausbau des Kanalisat'ions- u. Wasserle.ttungsnetzes, 
auf die Errichtung verschiedener koonmunaler E~n­
richtungen, w ie Sohlachthof, Markthalle, Bad usw. 

Der Voransohlag d~s ordentlichen Haushaltes wur­
de von der Einnahmenseite her erstellt und wurden 
die Ausgaben, entsprechend dem von den einzelnen 
Dtenststellen angemeldeten Bedarf mit d'en Einnah­
men in Übereinstimmung gebracht. Sowoihl die Ge­
samteinnahmen als auch die Gesamtausgaben des 
Jahres 1957 sind fast gleich hoch wie jene des Vor­
anschlages 1956. 

Die Steuern, Abgaben und Gebühren sind nach 
wie vor d'ie Haupteinnahmequelle. Sie sind mit 
S 54,410.400.- veranschlagt, das sind 76.9 % der Ge­
samtemnahmen, m1d zwar: 
eigene Steuern S 49,390.000.-
Abgabenertragsanteile abzüglich des 
Bu.ndespräzipuums und des Anteiiles 
an den GeimeincDeausgleichsfond 
Konzessionsabgabe 
sonstige Gebühren 

s 
s 
s 

3,100.000.-
1,200.000.-

720.400.-

S 54,410.400.­
( eigene Steuern 

S 52,490.000.-
Den eigentlirlhen Steuereinnahmen 
und Abgabenertragsanteile) von 
stehen folgende Umlagen und Steu­
erentnahmen als Ausgabe entgegen: 
Gewerbesteue:r-
spitzenausgleich S 10,300.000.-
Gewerbesteueraus-
gleich zwischen 
Wohn- und Betriebs­
gemeinden 
Landesumlage 
Familien. 
ln.stenausgleioh 
Ersatzleistungen an 
Ausgleichszu1agen an 
clas Land nach 
dem ASVG. 

S 781.000.­
s 1,878.000.-

s 650.000.-

S 2,400.000.- S 16,009.000.-

daher Netto-Steuerertrag S 36,481.000.-
Von den Gesamtausgaben des ordentlichen Haus­

haltes entfallen auf 
1. Per, on.aJaufwand 

S 19,228.600.- odler 27.2 % gegenüber 1956 25.8 % 
2. Sachaufwand laufend 

S 46,373.300.- od'eir 65.5 % gegenüber 1956 65.3 % 
3. einmatige Ausgaben 

S 5,138,100.- oder 7.3 % gegenüber 1956 8.9 % 
Die Er'höhu:ng des Personalaufwandes 1957 um 

1.4 % gegenüber dem Voranschlag 1956 ist auf die 
Erhöhung der Bezüge auf die iim Gehaltsgesetz 
1956 festgesetzte volle GehaHshöhe zurückzufüh­
ren. Der Personalaufwand der Hohei,tsverwaltung, 
also ohne Produktivlöhne cles Städt. Wirtschaftsho­
fes, beträgt S 14,595.200.- bzw. 20.6 % der Gesamt­
ausgaben gegenüber 16.5 % im Jahre 1956. Der 
Aufwand für Ruhe- und Ve,rsorgungsgenüsse be­
trägt S 1,735.500.- d. s. 9 % des gesamten Perso-
11 alaufwarde::; und 36 % d1er Aküvbezüge cler 
pr agma tis.ierten Bediensteten. 
Der laufende Sachaufwancl' von S 46,373.300.-
verteilt sich auf: 
a) Persönliche Sachaufwendungen 

(d. s. Aufwandsentschädigungen, 
Reise- und übersiedlungskosten, 
Bezüge für nicht ständiig be­
·chäftigte Arbeitskräfte, Zu1agen 
an Pfleglinge u. s. w.) S 643.200.-

b) Allgemeine Amt.serfordernisse S 868.500.-
c) Gebäudeerhaltungs.. u. Gebäude­

benützUJngskosten ( einschließlich 
jener für gemeindeeigene Wohn-
häuser) S 3,201.100.-

cl) Zuweisungen, Zu.schüs oder 
Beiträge an Gebietskörper-
schaften S 17,184.200.-



e) Vergütungen zwtsohen Hoheits­
verwaltung UI1d w irtschaftlichen 
Unternehmungen bzw. Einri'ohtUlll-
gen (Erstattungen) S 8,205.400.-

f) Zuführungen an den außeror -
dentlichen Haushalt S 5,680.300.-

g) Finanzaufwand (Zuführung an 
Rücklagein, Darlehenstii,lgung, 
Zinsen für Fremdimittel, Spesen 
aus dem Zahlungsverkehr usw.) S 1,385.700.-

h) Sonstiger Sachaufwand 
( Zweckaufwand) S 9,204.900.-

Eingehend in die verschiedenen Kapitel des or­
dentlichen Haushaltes , kommen wir z,ur 

Gruppe O „Allgem ein e V,•1·waltung". 
In dieser Gruppe sind durchweg:s Pflichtausgaben 

enthalten. Den Einnahmen von S 557.700.- stelhen 
Ausgaben von S 5,735:300.- gegenüber, sodaß mit 
einem Zuschußbedarf von S 5,177.600.- zu rechnen 
ist. Die Hauptausgabepost in dieser Gruppe s b1d 
Personalkosten einschl. deT Funktionsgebühren in 
der Höhe von S 4,567.500.-; h:ie,von entfallen allein 
auf Ruhe- und Versorgungsgenüsse S 1,698.300.-. 

G1·uppe 1 „Poli.zeiwesen". 
Dieses umfaßt ebenfalls nur Pflichtausgaben. Die 

Einnahmen betragen S 143.100._:., die Ausgaben 
S 1,632.700.-, somit der Zuschußbedarf Schilling 
1,4.SD.600.-. Neben dem Personnlo.ufw:md von Schil­
ling 567.700.- ist der Polizeikosten.beitrag von 
S 736.000.- ' d:ie Hauptausgabepo t. Dieser betrug 
S 20.- pro Einwohner und hat s ich gegenüber dem 
Vorjahre nicht verändert. 

Gruppe 2 „Schulw<•seu". 
Die Gruppe Schulwesen sie:ht im ordentlichen 

Haus'halt Einnahmen in Hö!he von S 214.800.- und 
Ausgaben von S 5,066.500.- vor. Der Zusdrnßbe­
darf beträgt demnach S 4,851.700.-. 

Dieser verteilt s,ich wie folgt: 
1. AHgemeine Schulverwaltung 
2. Volks- und Hauptschulen 

S 148.100.­
s 3, 180.500.--

3. Gewerbl:iic'hie und kaufmännische 
Beru.fsschulen S 

4. Städt. Randeisschu le S 
5. Städt. Lehranstalt für Frauenberufe S 
6. Stadtbildstelle S 
7. Studien- und Lembeihilfen S 

371.700.-
368.800.-
754.000.-

8.600.-
20.000.-

Zu den Ausgaben von S 5,066.500.- im orclent­
lichen Haushalt, d. s. 7.2 % der ordentlichen Haus­
haltsausgaben, kommen noch die restliehen Bauauf­
wände für die Aufstockung des Haupttraktes der 
Punzerschule und für den Neubau der Ennsleiten­
schule von S 1,600.000.-, die im außerordentlichen 
Haushalt prälimirriert sind, hinzu. Die Gesamtaus­
gaben für das Schulwesen sind somit mit Schilling 
G,666.500.- präJ..trniruert. 

Gruppe 3 „l{uJturwesen ". 
Hier stehen Einnahmen von S 352.000.- Ausga­

ben von S 1,236.1300.- gegenüber. Der Zuschußbe­
darf beträgt demnach S 884.300.-. Die Veransta l­
tungen des KultUJramt,es erfordern einen Zuschuß­
bedarf von S 104.000.-, die Theaterauffülu·ungen 
des vom La,ndcs thcn.tcr Linz bc.spteJ.ten Stadtth~a­
ters einen solchen von S 167.200.-, die städtische 
Musikschiule S 145.600.-, dlie Volkshochsclmle Schil­
ling 85.000.-, dJas Heimatmuseum S 222.500.-, wo­
von jedoch S 112.000.- auf einmalige Ausgaben ent­
faHen. Für Beiträge für die Kunst- und Wissen­
schaftspflege ist, wie im Vorjahre, ein Betrag von 
S 100.000.- VOirg:esehen. 

Gruppo 4 „Fiirso1·gewesen u nd ,Jugendhilfe". 
Der Aufwand, den die Stadtgemeinde- für Fürsor­

gewesen und Jug,endhilfe zu leisten hat, beträgt 
rund 15.2 % der Gesamtausgaben. An Einnahmen 
sind S 4,600.700.- vorgesehen, an Ausgaben Schil­
ling 10,720.500.-. Dies ergföt ein n voraussicht­
lichen Zuschußbed'.arf von S 6,119.800.- gegenüber 
dem präli!ffiin.ie,rten Zuschußbedarf dies Jahres 1956 
von S 5,848.600.-, also um S 271.200.- mehr. Die­
ser Mehraufwand ist vor allem Ln den höheren 
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?ersonala'USgaben sowohl in der Verwaltung als 
insbesondere bei den Kindergärten begründet, wei­
ters in den J;aufenden EII''höhungen der Verpflegs­
kostensätze in Krankenanstalten und Heimen. 
Der Zuschußbedarf verteilt si.cil. wie folgt: 
A llgemeine Verwaltung, FtiTsorgeamt S 480.100.­
W irtschaftl. u. gesUJndlheitl. Fürsorge S 1,213.000.­
Geschlossene Fürsorge 1,427.200.­
I•'örderun:g der fre ien Wohlfahrts­
fürsor,g,e 
Kr,ilegsversehrte und 
Kriegshiinterbliebene 
Versch iedene Hilfsaktionen 
Versorgungsanstalten (Altersheime) 
Jügendamt 
Erholungsfürsorge für Kinder 
Beiträge für di.e Jugendhilfe 
Fürsorgeer:z.i'ehung 
Kinderübergangsheim 
Städt. Kindergärten 
Jugendwanderherberge 

s 54.000.-

S 16.800.­
s 558.200.-­
s 433.300.­
s 294.000.­
s 48.500.­
s 220.500.­
s 5.200.­
s 10.800.­
s 1,342.800.­
s 15.400.-

])ie G1·uppe 5 „Gesundhei tswesen und S p0t·t" 
erfandert bei Eiinna:h:men von S 8.800.- und Aus­
gaben von S 744.100.- ein€n Zuschußbedarf von 
S 735.300.-. Das Gesund'heitswesen, d,as durchwegs 
Pflichtausgaben beinhaltet, verlangt einen Zuschuß 
von S 418.000.-, das Sportwesen einen solchen von 
S 317.300.-, wovon auf Zuwendungen an Sport­
uncl Touriistenvet>eine und auf sportliche Veranstal­
tungen Ausgaben von S 229.200.- entfallen . 

ln cl o1· Gt·uppe 6 „Ba u-, \Volrnungs- und SieclJungs­
'''(" St~n " 

sind die Einnahmen mit 
und dle Ausgaben. mit 

veranschlagt, die 

S 1,083.800.­
s 7,651 .'300.-

einen Zusc.h.ußbedarf von S G,567.500.-
erfordern. 

Htevon entfallen auf dfüe allgemeine Bauverwal­
tung einschließHch der Hoch- und Tiefbauverwal­
tung, das Städtebau-, P lanungs- und Vermessungs­
wesen S 2,283.000.-, zum überwiegenden Teil Per­
sonalkosten (S '1,951.300.-). Die girößte Aufwands­
post iln dieser Gruppe ist der Aufwand für die Str,a_ 
ßenerhaltung. Für die laufende Straßenerlwltung, 
cl. i. für laufende kleinere Instandsetzungsarbe iten, 
sind S G00.000.- vorgesehen, für den Aw,bau be­
st:ehender Straßen S 2,000.000 und für einmalige 
Ausgaben für Straßenbauten S 970.000.-. 

In <lc• 1· G1·uppe 7 „ö.ffentlicho 
Wi,·tsehaft<;föt·clel'ung" 
betragen die Einnahmen 
die Ausgaben 

E itll' ichtunge n und 

S 7,335.800.­
s 12,261.500.-

der Zus chußbedarf cLaher S 4,925.700.-
Von den Bn1ttoaU1Sgaiben entfallen auf 
Erneu rungsrücklagen S 412.400.-
au f einmalige Ausgaben S 2,897.600.-
auf laufende Betriebsausgaben S 2,84.6.100.-
auf Erstattungen 
(innere Verrechnung) . S 6,105.400.-

Die Straßenbeleu chtung erfordert einen Zuschuß­
'bedarf von S 1,575.700.-. Für Kabelankauf und für 
Neuanlaig,en von Straßenbeleuchtung und Verbes­
serungen sind S 1,000.000.- vorgesehen. Die Stra­
ßenreinigung elnschl. Besprengung und Schnee äu­
berung erforcl'ert S 741.000.-. 

Die Kosten der laufenden Kanalreinigung und 
In standhaltung 'ind mit S 60.000 veranschlagt, für 
die Erweiterung des Kanalnetzes i.st ein Aufwand 
von S 910.000.- vorgesehen, der bis zu e,inem Be­
trage von S 120.000.- durch Kanalanschlußgebüh­
ren gedeckt ist. 

Die Müllabfuhr mit Einnahmen von S 390.000.­
ist kostendeckend. Darüber hinaus sind für die An­
schaffung eines neuen Müllwagens und neuer 
Mülltonnen S 320.000.- veranschlagt. Das Feuer­
wehrwesen schließt mit einem Zuschußbedarf von 
S 456.300.- ab, wovon jedoch S 123.600.- auf ein­
malige Ausgaben entfallen. Auch der Betrieb der 
Freibank ist kostendeckencli veranschlagt. Für die 
Verlegung der Betri'ebsstätte is t ein Kostenaufwand 



von S 100.000.- präliminiert. Die Park- und Gar­
tenanlagen einschließlich der Stadtgärtnerei erfor­
dern einen Zuschuß von S 412.300.-. Auch der 
laufende Betrieb dies städt. Wirtschaftshofes ist in 
Einnahme und Ausgabe ausgeglichen, ebenso das 
l\1arktwesen und die öffentlichen Waagen. Das 
\Vasserwerk, das in den Vo-rjahren in der Hoheits­
verwaltung geführt wurde, i$t mit 1. Jänner 1956 
den Städt. Unterne'hmun,gen angeschlossen wor­
den. 
Gt'Ull l) C 8 „Wirtschaftliche Unten1ehmungen". 

In d ieser Gruppe sind nur die von den Städt. 
Unternehmungen zu entrichtenden Annuitäten in 
der Höhe von S 210.400.- als E:inna'.hm.e und die 
Rückf(färung der zu zahlenden Tilgungsraten von 
S 190.000.- an d1e Rücklage als Ausgabe vera.i1-

. schlagt. Weiters ist der Ankauf eines Omnibusses 
mit einem Küstenaufwand von S 530.000.- als Ka­
pitalzuführung an cllile Städt. Unternehmungen als 
Ausgabe veranschlagt. 

Gruppe 9 „Finanz- und Vennögensvenva ltung". 

Die Einnahmen der Gruppe 9 sind 
ver anschlagt mi:t 
die Ausgaben mit 

S 56,233.800.­
s 24,972.700.-

daher ergibt sich ein veranschlagter 
-Cberschuß von S 31,261.100.-

Nachstehend gebe .iich Ihnen die Gebarungserfolge 
in den einzelnen Unterabschnitten dieser Geba­
ru111gsgruppe bekannt: 

Finanzverwaltung - Sta.cl:trechnungsamt 

Zuschußbedarf S 
Allg. Kapitalv,ermögen übeirschuß S 
Schuldendienst Zuschußbedarf S 
Liegenschaftsverwaltun.g 

Hausbesitz 
Grundbesitz 
Sladtsteueramt 

Zuschußbedarf S 
Zusc'hußbedarf S 
ü'berschuß S 

761.200.-
981.700.-

4.000.--

447.100.-
232.300.-

1,157.800.-

Allg. Verwaltung Zuschußbedarf S 234.300.-
Eigene Steuern Überschuß S 38,308.800.--
Ertragsanleile Überschuß S 3,100.000.-
Umlagcn Zuschußbed1arf S 2,528.000.-
Ersätze für Ausgleich&-
zulagen (ASVG.) Zusch.ußbedarf S 2,400.000.-
7.uführung an den 
a. o. Haushalt Zuschußibedarf S 5,680.300.-

D1e Mehrerfordernisse in den Verwaltungsstellen 
der F i'n.anz- und Vermögensverwaltung, wie Stadt­
rechnungsamt, Lieigenschaftsverwaltung und Stadt­
steueramt werden größtente.ils dturch Personalko­
sten verursacht. 
Der städtische Hausbesitz weist Ein-
nahmen von 
aus , denen Aus.gaben von 

S 785.000.­
s 1,017.300.-

gegenüberstehen, der Zuschußbedarf 
beträgt demnach S 232.300.-
HLevon entfallen auf einmalige Aus" 
gaben, und zwar für cllie Restaurie-
rung elektr. Anlagen in 10 Wohnhäu-
sern auf der Ennsleite S 100.000.-
und Herstellung eines Hausika.i1.als 
beim Hause Loopo1d0Werndl-Straße 7 
S 15.000.-, zusammen daher S 115.000.-
weiters ind an Kosten des An- und 
Verkaufes von Li-egiensd'l.a.ften S 20.000.-

vorgesehen, sodaß der dwcJh Mieten 
nicht gedeckte laufenclle Aufwand S 97.300.­
beträgt. Di-eser Abgang ist a;uf geplante Gebäude-­
erhaltungs- bzw. Gebäuclle-i:nstandha..ltungskosten zu­
rück.zuführen, der durch Mieten in diesem Verwal­
tungsjahr nicht zur Gänze herein.gebracht werden 
kann. 
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Die Steuern s.Lnd wie folgt 
Grundsteuer A 
Grund!steuer B 
Gewerbesteuer 
Ldhn.summen:steuer 
Getränkesteuer 
Lustbarkeitsaibg,J;be 
Hundesteuer 
Ankün.d:igungsaibgalbe 
Verwaltungsab,gaben 

veranschlagt: 
S 130.000.­
s . 2,170.000.­
s 40,000.000.­
s 5,000.000.­
s 1,000.000.­
s 900.000.-
s 40.000.-
s 25.000.-
s 125.000.-

Summe der eigenen Steuern S 49,390.000.-
Abgabenertragsanteile S 3,100.000.-
Wie schon eingangs erwähnt, entfal-
len auf Umlagen 11111d Steuerentnah-
men, wie z. B. Gewerbesteuersipitzen-
ausgleich, Landesumlage, Ausgleichs-
zulagen, Familienlastenausgleich usw. S 16,009.200.­
Außerdem sind als Zuführung or-
dentlicher Haushaltsmittel an den 
außerordenfüchen Haushalt S 5,680.300.-
vorgesehen. 
Außc1·oi·clentlicbe1· Haushalt. 

Im außerordentlichen Hausihalt sind nachstehen­
de Vorhaben veranschlagt: 
1. Restbaurate für cliie A,ufstockung 

des Ratn.ausvordertraktes S 1,000.000.-
2. Leistungen für Rückstellungen S 100.000.-
3. Restbau.rate für ct:ie Aufstockll.l'llg' des 

Haupttraktes d'er Punzerschule S 600.000.-
4. Neubau dler Schule Ennsleite -

Restbaurate S 1,000.000.-
5. Ausbau des Volkskinogebäudes 

für Theaterzwecke - Baurate S 3,500.000.-
6. Zu.bau zum Versorgungsiheim II 

und Umbau im Altgebäude 
Restbetrag 

7. Für Ein- und: Zubauten in 
S 1,800.000.-

Kindergärten S 930.000.-
8. Für die Errichtung von Sportplät--

zen - Baurate · S 1,150.000.-
fl. Aufwand für Wohrnungsbauten S 17,728.000.-

10. Für den Au~bau von Straßen, 
Brücken und Wasserwehren S 2,645.000.-

11. Für KanaLbauten S 3,930.000.-
12. Baurate für die Schwirnmbad'.e-

anlage in Raani,ngsteg S 3;000.000.-
13. Erwei.terun,g des Wasse·rle-itungs-

netzes S 2,400.000.-
1--1. Für Investitionsdarlehen S 2,360.000.-
15. Auf- u. Ausbau des Taborturmes S 600.000.­
lG. Ankauf von Liegenschaften S 2,426.000.-

Zusammenfassend zeigt eine übersieht das Aw;­
maß d'er Beteiligung cl'er einzelnen Verwaltungs­
gruppen an den Aus,gaben des ordentlichen und 
des außerorclentlkhen HauSlhaltes: 
0 AllgemeLne Verwaltung S 6,835.300.-
1 Polizei S 1,632.700.-
2 Schulwesen S 6,666.500.-
3 Kulturwesen S 4,736.300.-

5.9 % 
1.4 % 
5.8 % 
4.1 % 

4 Fürsorgewesen 
und Jugendhilfe S 13,450.500.- 11.6 % 

5 Ges uncl'.heitswesen und 
körperliche Ertüchtigung S 1,894.100.- 1.6 % 

6 Bau , Wohnungs-
und Siedlung:swesen S 28,024.300.- 24.2 % 

7 öffentliche Einrichtungen 
und Wirtschaftsförderung S 21 ,591.500.- 18.6 % 

8 Wirtschaftliche Unte,r­
nehimungen 

9 Finanz.. und 
Vermögensverwaltung 

Summe 

s 720.000.- 0.6 % 

S 30,358.700.- 26.2 % 
S 115,909.900.- 100 % 

Wit·tschaftsplan cler Städt. Untc1·nehmuugen. 

Der Wirtschaftsplan der Städtischen Unterneh­
mungen enthält erstmaJig au.eh den Voranschlag 
für das Wasserwerk, das bis ei11schließlich 1955 
als Hoheitsbetrieb geführt wurde, seit 1. 1. 1956 
aber ein Betri'eibszweig der Städt. Unternehmungen 
ist. 
Der W.i.rt chaftsplan zeigt folgendes Ergebnis: 



Ertrag Aufwand 
1. Wasserwerk 
2. Verke'hrsbetrieb 
3. Reklame 
4. Bestattung 
5. Krematoriium und Leichenhalle 

S 2,043.300.­
s 2,251.500.­
s 104.900.­
s 276.000.­
s 173.200.-

S 2,170.500.­
s 2,695.700.­
s 103.600.­
s 317.500.­
s 169.600.-

Ergebnis 

Verlust S 127.200.­
Veirlust S 444.200.­
Gewill1n S 1.300.­
Verlust S 41.500.­
Gewinn S 3.600.-

Summe 
Gesamtverlust 

s 4,848.900.- s 5,456.900.-

Bei,m Verkehrsibetrieb beträgt deir Verlust bei vol­
ler Berücksichtigung cfer Anlageabschretbungen 
rund 20 % dler Erträge. Die Faihrtarife sind dem­
nach nicht kostendeckend. Auch der Wirtschafts­
plan des Wasserwerkes schließt mit einem Verlust 
von rund 6 % alb. Der derzeitige Wassertarif von 
80 .g per m 3 ist einer der niedrigsten d'er Wasser­
werke Österreichs. 

Voranschlag de1· Jfran)l:Cnffu•sorgean stalt de1• Stadt 
S teyr. 

Die Gebarung dieser Anstalt mit S 270.000.- in 
Einnahmen und Ausgaben ist ausgeglkhen. Die 
von der Gemeinde zu tragenden mittefüaren Lei­
stungen sind mit S 43.000.- veranschlagt. 
Sondct·hau s h altsplan . 

Die Stadtgemeinde verwaltet noch 2 Stiftungen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit, und zwar 
die Schiffmeister Reder'sche Jubiläums-
stiftung, die am 31. 12. 1956 ein Stiftungs-
vermögen von S 6.520.--
aufweisen wird und die 
Dr. - Wilhelm - Grnß- Stiftung mit einem 
Stiftungsvermögen von S '11.760.-

Die Erträgnisse dteser Stiftungen werden wid­
mungsgemäß verwendet. 

Neu hinzugekommen ist der „Mi1dlen Versor­
gungsfonds Steyr". Diese Stiftung wurdle im Jahre 
1838 aufgelöst UID:d ist nun mit BescheJid des AmLes 
cl.er o.-ö. Landesregierung vom 13. 4. 1956, Wi-1979/3 
mit ihrer Rechtspersönlichkeit wiederhergestellt. 
Bezüglich der Rückgabe läuft derzeit noch das 
Rückstellungs verfahren, weshalb im Voranschlag 
da. Fondsvermögen noch nicht ausgewiesen wer­
den konnte. Dem einerzeitigen Fondsvermögen ge­
hörten die Liegenschaften in Steyr, Mi..chaelerplatz 
Nr. 2 (Bürgerspital), Wehrgrabengasse 31 (Josef­
Lazarett), Sierninger SLraße 55 (Bruderhaus samt 
Kapelle), Sierninger Straße 115 (Herrenhaus) und 
Sierninger Straße 117 alt (Schetrerhaus) an. 

Da diese Ltegenschaften größtente.fls Unterstands­
häuser mit entw,eder gar keinen oder nur geringen 
Mieteinnahmen sind, ist d!er veranschlagte Geba­
rungsabga.ng im Jahre 1957 in Höhe von S 58.400.­
e;·klärlich. 

Gcmeinniitzigc Wohnungsgese llschaft de1· Stadt 
Stey1·, Gcs. m. b . H . 

Der Wirtschaftsplan dieser Wohnungsgesellschaft 
sieht einen 
Wohnbauaufwand von S 30,151.000.-
vor, wovon S 14,5713.000.- für die 
Fertigstellung der bereits im Bau be-
findlichen Wohnba.uten am Tabor 
u.nd auf dler E ,nnsleite benötigt wer-
den u. für Neubauten S 15,568.000. 
-entfallen. 
Die Hausibewirtschaftung ist mit S 755.000.-
veranschlagt und der Finanzaufwand 
mit S 860.459.81 

der Gesamtaufwand somit mit 
der zur Gänze gedeckt ist. 

S 31,766.459.81 

Die präliminierte Bausumme von S 30,151.000.-, 
clie zum überwiegenden Teil aus den EigenmiLteln 
der Gemeindle aufgebracht wird, bezeugt die Tat­
kraft und den Wiil.1en der Stadtgemeinde, die herr­
schende Wohnungsnot wirksam zu bekämpfen. 

Ich habe !ihnen noch den Dienstpostenplan, der 
den Personalstand beinhaltet, vorzutragen. 

Der Di:enstpostenplan s ieht folgenden Personal­
stand vor: 
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S 608.000.-

Soll Is t 
Schema I Pragmatische Arbeiter 24 23 
Schema II Beamte 95 86 
Schema III Vertragsbedienstete 

(Arbeiter) 191 207 
Schema IV Vertragsbediienstete 

(Angestellte) 111 118 
Pragmatische Lehrer 1 1 
Vertragsangestellte · Le'.hrer und 

Kiindergärtnerinnen 52 52 
Sonderverträge 
Kollektivvertragsarbeiter GO 62 

Vollbeschäftigte 534 549 
N ich tvoUbeschäftigte 50 -19 

Der Gesamtpersonal-
stand beträgt derzeit 584 598 

Die Gemeindeverwaltung is t nach wie vor be­
strebt, sparsamst mit iihren letzten Mitteln umzu­
gehen und der Finanz- und Rechtsausschuß hat 
Ihnen daher folgenden Antrag zur Beschlußfassung 
vorzulegen: 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
I. Als Grundlage der Finanzierung der Staditge­

meinde Steyr für das Verwaltungsjahr 1957 wird 
der Voranschlag 1957 genehmigt und zwar: 

II. 

1. Der o rden tli<'h e Haus halt 
a) mit Gesamteinnahmen von 

und Gesamtausgaben von 

Überschuß 

Abgc1i11g 
b) rnit Reineinnahmen von 

und Reinausgaben von 

über. chuß 

Abgang 
2. Dt>1' außc 1·01·dentlich e H aush alt 

mLt GesaJntei nna!hmen von 
und Gesaintausgaiben von 

A:bgang 
3. De i' Wii-t._"ichal"ts plan dt• 1· Sfädt. 

U ntern ehmungen 
mit Gesamteinnahmen von 

(Ertrag) 
und Gesamtausgaben von 

(Aufwand) 

S 70,740.900.-­
s 70,740.900.-

S 61,775.500.­
s 61,775.500.-

8 33,929.900.­
s 45,169.000.-

s 11,239.100.-

S 4,848.900.­

s 5,456.900.-

Verlust S 608.000.-
4. Der Vo1·anschJag dei· Jfranken ­

fii1·so1·gcanstaJt de1· Stadt Steyr 
mit Gesamteinnahmen von S 
und Gesamtausgaben von S 

übersc'h:uß 

270.000.-
270.000.-

Abgang 
Die Bauvorhaben d~s außerordentlichen Haus­
haltes können nur in dem Ausmaße durchge­
führt werden, als eine Bedeckung gegeben ist. 
Die in den Sammelnac'hweisen Sp ülber den 
Personalaufwand, SN 1 über Allgemeine Amts­
erfordernisse und SN 2 über Gebäudeerhal­
tung- und Gebäudebenützung,skosten ZIU ver­
rechnenden Ausgaben werden als gegenseitig 
deckungsfähig erklärt. 

III. Die ausscfuließliohen Gemeindeabgaben und Ge­
bühren werden gemäß .ß 10 FAG mit den glei­
chen HebesäLzen bzw. im gleichen Ausmaße 
wie im Jahre 1956 erhoben. Die Hebesätze be­
tragen 



1. füi· die G1·undsteuet· 
a) Grundsteuer A für land- und 

forstwirtschaftliche Betriebe 400 v. H. 
b) Grundsteuer B für ain.dere 

Grundlstücke, soweit sie nicht 
naah dem Erstarrungsbetrag zu 
erheben ist 420 v. H. 

c) Grundsteuer n:ach dem E rs.tar­
rungsbetrag in der Höhe von 
dJeim Zweifachen des ursprüng,­
lichen Erstariru.ng!S'bet:rages. 
Wo die im Jalhre 1950 erfolgte 
Erhöhiung dler Grundsteuer zu 
Härten fühlt, kann der Stad:t,rat 
na,oh den vom Gerneindlerate in 
der Sitzung am 29. 2. 1950 ge­
nehmigten Richtlinien Ermäß<i­
g;ungen und Befreiungen von der 
SteUJerer'höhung, lYzw. ZUJschüsse 
zum Mietzins bewilligen. 

2. für die Gewerbesteuer: 
a) nach dem Geweirbeertr.ag und 

Gewerbekapttal 300 v. H . 
b) LohnsUJmmensteruer 2 % der 

LohnsUJmme. 
IV. Die Sonder'haushaltspläne über 

1. Stiftungen und Fond's 
2. Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft der 

Stad't Steyr, Ges. m. b. H. 
werdien igenelhrnigt." 

Ich bitte um Annahme dieses Antrages. 
Bgm. Ing. Steinbrecher: 
Ich danke d1em Herrn Finanzreferenten für seine 

Ausfü!hrtmgen tmd eröffne die Budgetdebatte. 
Stadtrat Prof. An.ton Neumann: 

Meine Damen und Herren! 
Abgeseh en von den Pflichtausgaben enthält der 

Voranschlag für das Jahr 1957 zum größten Te-il 
Ansätze für Ar!beiten, die bereits in früheren Jah­
ren begonnen wurden und weüe·rgeführt werden 
müssen. Als besonders erfreulich empfinde ich es, 
daß für den WOJh.nhaus!bau wiederum der bedeu­
tende Betrag von 18 Mill. Schilling eingesetzt wer­
den konnte. 

Die · Einnahmen sind im HinbHck auf die Ent­
wiicklung de:r wirtschaftlichen Lage der Steyr-Wer­
ke vorsichtig präliminiert. Es w:i'rd daher am Platze 
sein, bei den Ausgaben eit11.e gewisse Vorsicht wal­
ten zu Lass,en, da wi:r nü::h t wissen, wie s ich das 
Ja:hr 1957 gestalten wird. 

Wir können im großen u:nd ganzen dien Voran­
schlag als aU1f gesunder Basis aufgebaut begutach­
ten, weshalb ihm meine Fraktion die Zustimmung 
erte.ilt. 

Stadtrat Augu t Moser: 
Sehr verelhrter Gemei,nderat! 

Das Budget, das uns vorliegt, ist, wie wir aus 
d'em Munde des Herrn Finanzreferenten gehört ha­
ben, au.sge,g]ichen. Steyr ist wiieder in der glück­
lichen Lage, mit einem ordentlich en ausg,egliche­
nen H aushalt vor die öffentltchkeit treten zu kön­
nen. Selbst der Abgang von 11 Mill. Schilling im 
außerordentlichen Haushalt braucht uns nicht zu 
erschrecken, nachdem erfahrungsgemäß und wie 
wir au s den Berichten wissen, selbst der größere 
Abgang rier Vorj.ahre durc'h E.insparungen, höhere 
Einnahmen usw. abgedeckt werden konnte. 

Das uns heute vorliegende B11.1dget ist ein Aus­
fluß der Konjunktur um.d - wie wir gleichzeitig 
feststellen müssen - ein Budget der Vorsicht. Die 
Budgetierung, die ja Steyr immer ausgezeichnet 
hat, war durch das Vorhandensein nkht unerheb­
licher Mittel gestchert. Es gab der gesamten Ge­
meindevertretung e'in gewisses Gefühl der Beru­
higung, daß jene Vorhaben, dlie im Voranschlag ver­
ze1dhnet waren, se1bst im außero•rderrtlic'hen Haus­
halt im wesentlichen du,chge:füihrt wer'Cllen konn­
ten. Wir begrüßen es, daß d~e im Voranschlag fü:r 
1957 für d'en Wohnungsbau eingesetzten Beträge 
uns gewissermaßen die Gar.an tie geben, daß die 
Wdhnbaufätigkeit u:n,gefähr im bisherigen Ausmaße 
,veite.rgeführt werdien kann. Die Wohnbautätigkeit 
ist echließlidh das Wkhtigste, das Um und Auf so­
zusagen -unserer Kommunalpolitik. Hiier glauben 

73 

wir nun, daß die geände rte Kreditpolitik des Lan­
des und des Bundes für die Gemeinden in Zukunft 
Schwierigkeiten bringen wird'. Diese Kredite sollen 
in Hinkunft nicht mehr als Kredite des Bundes 
oder Landes gegeben werden, sondlern die Gelder 
werd!en aui die Banken ülberwiesen, wodurch den 
Gemeinden höihere Zinsensätze auferlegt werden, 
die si'ch naturgemäß in Verbmdiung mit den s.tän­
dig steigenden Preisen für Ba.uim.aterialien letzten 
Endes auf die Mietzinsbildung auswirken werden. 
Steyr war bis jetzt 1n der glücklichen Lage, die 
vVohnbauten zum Großteil mit eigenen Mitteln fi­
nanzieren zu können und W11I'de d:ah.e;r bisher von 
dieser Reg,e!ung k.aum betroffen. Die Weite,rführung 
des Wohnungs:ba.ues aui der bisherigen finanziellen 
Basts scheint uns j,edodh mit Rücksicht alllf die· an­
gekündigte Ri.iJckgängigkeit der Konjunktur und 
damit der Steuereinnahmen nichrt vollkommen ge­
sichert. Man kann die Finanzpolitik des Bundes 
ruhig a1s rücksidhtslo:s bezeicbnen, da sie den Ge­
meinden und letzten Endes :iJhren Bewohnern La­
s ten auferlegt, dle sehr schwer ru tragen sind. 
Hier möchte tah gerade auf das Bundesp,räz.ipuum 
verweisen u:nd wer die Budg,etberatungen der ver­
schtedenen Gemeinden autmerksam verfolgt hat, 
wird gelesen haben, daß dii.e Gemeinden mit immer 
größerem Nachdlruck fordern, daß diese Last, die 
der Bund den Gemeinden auflbü:rdet, endilich fällt. 
Gerade über de n Städtebund, in dem ja auch. di.e 
Gemeinde Steyr viertreten ist, müßten in dieser 
Hinsicht energische Schritte unteTTI,()mmen wer­
den. Diese 'l MHL Schiilling, dte Steyr im kommen­
den Jahr wieder für dlas Bundespräzi.puum abzwei­
gen muß, würden ausrei,chen, einen WO'hnblock mit 
ung,efähr 35 'bis 40 Wohnungen zu bauen. Aehnlich 
liegen die Dinge beim A,usga,benetat „Bundespoli­
zei". Wir sind der Auffassung, daß Insrtitutionen, 
dve tcJlem Bund angehören, auch vom Bundle erlhal­
ten werden müssen . We nn auch hier die Ausgaben 
bescheidener sind als jene, die der Gemeinde durch 
das Bundespräzipuutm erwachsen, so würden auch 
hier Mittel frei werden, die für andere Zwecke ver­
wendet werden könnten. 

Wenn wir heute für den Voranschlag stimmen, 
so gilt un ere Zustimmung nicht dem Bundes.prä­
zipuum und nicht dien Ausgaben fü:r dlie Bundes­
polizei. 

Zum Kapitel „Fürsorgewesen" möchte tch sagen, 
daß sich die Gemeinde Steyr auch mit ihrem Für­
sorgewesen sehen lassen kann. Wir wissen, daß 
sehr viel für unser,e Alten getan wurde - ich ver­
weise aui das Altersheim, das jeden eTfreut und 
ein Schmuckstück der Gemeinde Steyr ist , tch ver­
weise auf die Säuiglin,gswäschep,aketa.ktion, die Koh­
lenaktion usw. In einem, meine Herren, sind wir 
aber noch arg im Rückstand: ich meine die Ge­
meinde.befürsorgten, die Fürsorgerentner, die sich 
bekanntlich immer noch mit einer Für:sorgerente 
von S 300.- bl,s S 330.- monatlich begnügen müs­
sen. Sie sind die Ärmsten unserer Ge,meinde und 
wenn man in Betracht zieht, diaß im ~urig,en J ahr, 
besonders im letzten Halbja:hr, eine stets schlei­
chende, mandhmal sogar sprung'.h.afte Verteuerung 
erfolgte, die auch Waren betrifft, welche der Haus­
halt selbst dies Ärmsrtien nich t entbelhren kann, so 
muß man sich w,iTklioh oft fragen, wie diese 
armen TeuJ'el ihr Auslangen finden können. 

Wir stel1en dial.1ier , den Antrag, daß der Vertreter 
der Gemeinde Steyr 1beim Lande vorstellig wird, 
um zu erreichen, d'aß diie Richtsätze für die F'ür­
sorgerenten erhölh.t werden. Bekanntlich unterlie­
gen ja die,se Fürsorger.enten den Riichtsätzen des 
Landes. Wir sind dle·r Meinung, daß diese Richt­
sätze auf dlie R en tensätze des ASVG. erhöht werden 
könnten, weil einerseits fü:r den Fürsorgerentner 
eine Lebensnotwendigkett vorliegt und andererseits 
damit eine gewisse Gleichschaltung im Rentnerwe­
sen mit den Beziehern von Renten nach dem 
ASVG. angestrebt werden könnte und müßte, wo­
bei i.ch zu bedenken gebe, daß nicht nur die bis­
herigen Pre~ssteigerunigen das Leben d ieser Alten 
so kärglich machen, so11Jdern auch gerade in den 
letzten Ta,gen neuerliche Teuerungen angekündigt 
wurden. So w issen wir aus Mitteilungen des Prä-



sidiums des Gewerkschaftsbundes, cl a ß di , l<ohJ ' 11 
preise erhöht wurden, daß tlie Papi,crprc~se s teigen 
usw. Die Medikamentengebühr soll von S 1.- auf 
S 2.- erhöht werden. Wir ersehen daraus, daß 
nicht nur der Ha1US1halt der Gemeind'en, sondern 
auch der Haushalt des Einzelnen wiederum belastet 
.v"i.rd. So sehr wir auch die Bemühungen des Für­
sorgereferenten der Gemeinde, Vizebürgermeister 
Gottfried Koller, anerkennen, so muß doch beim 
Lande daraui gedrängt werden, eine Anderung der 
Richt ätze herbeizuführen. Wenn man den Geset­
zen, die in der letzten Zeit erlassen wurden und 
die ja gegen Jahresschluß immer a tempo durchge­
führt weooen, trauen darf, so wurde der Kreis der 
Ersatzpfliohtiigen, die zum Ersatz der Ausgleichs­
zula~e herange:mgen werden können, einge­
schränkt. Aber noch immer besteht, ich möchte 
fast sagen, diese Sippenhaftung, Es bedeutet eine 
soziale Härte, daß Familienangehörige, d'ie zum 
Großteil selbst verheiratet sind und Kinder haben, 
zu Fürsorgeersätzen herangezogen w erden. Diese 
Sippenhaftung müßte von Gesetzes wegen getilgt 
u nd beseit1gt werden. 

Uns is t die Höhe des Budgets für das kommenrlc 
Jahr bekannt. E s is t uns auch bekannt, daß die 
geplanten Vorhaben der Gemeinde, wie Brücken- • 
bau, Straßenumfahrungen usw. von der Gemeinde 
große Geldmittel erfordern werden. Doch möchte 
ich hier nochmals im Zuge ct:er Durchführung von 
Straßenbauten aui einen dringend notwendigen 
Straßenausbau verweisen. Ich glaube mich nicht zu 
irren, daß es heute das dritte Mal is t, daß. ich die­
ses Anliegen bei einer Bucl)gietberatung vorbringe. 
Es betrifft die Straßenenge in cl:er Haratzmü.ller­
s traße s tadtau sw ärts ab der Tiscihlerei Egger. 
Mir sind die Gründe nicht bekannt, weshalb die 
Gemeinde kein Interesse an d'em Ausbau dieses 
Straßenstückes zeigt bzw. den Ausbau nicht durch­
führen will. Vielleicht gedenkt m an , zu w arten, 
bis die neue Umfahrungsstraße gebaut wird, um 
im Zuge des Brück,enbaues auch cl'i,eses Straßen­
stück auszubauen. Tatsache jedoch ist, daß es zu 
Stoßzeiten d'es Verkehrs (morgens, mittags und 
abends) eine LebenS1gefal1r bedeutet, dort unter­
wegs zu se in und ich Jade jeden Gemei ndevertreter 
- wie ber e its im Vorjahr geschehen - ein , sich zu 
den Stoßzeiten d'orthin zu begeben. Man kann be­
obachten, daß besoncler. die a lten Leute dieses 
Straßenstück mit einem großen Angstgefühl pas­
s ieren und sich ängstlich den Straßenrand entlang­
drücken, wenn d,ie Wellen der Autos, Motorracl­
ul1Jd Radfahre r heranrollen . E s sind: an diese r Steile 
auch bereits m ehre re Unfälle passie rt und ich glau ­
be deshalb, daß es höchst an der Zeit ist , eine Ver­
breiterung dieses Straßenstückes vornunehmen, 
noch dazu, wem1 auf der linken Straßenseite (s tadt­
auswärts gesehen ) bereits soviel T errain a nge­
führt wurde, daß große Lastkra ftwagen darüber 
fahren und ein Setzen nicht mehr zu befürchten 
ist. lch appelliere an den Gemeinderat, diesem 
StraßenstÜJCk se in Augenmerk zuzuwenden und 
eine Abhilfe herbeizuführen. 

Ein anderer Wunsch, den ich heule das zweite 
Mal wiederhole, is t die terrassenmäßige Anlegung 
d'es Münichholzweges, der über den Ramingbach 
Z11m Lehmamiliof führt. Er stellt ein sehr , teiles 
Stra ßenstück dar und wird von den Bewohnern 
des Münichholzes s hr stark frequentiert. Beson­
ders für alte Leute und im Winterr lbei Glatteis is t 
dieser Weg sehr be ohwerlich. Er is t nicht weni­
ger s teil als der W g vom Märzenkeller zur Enn s­
leite hinauf. Der terrassenmäßige Ausbau wäre da­
her höchst notwendig. 

Der clritte Wunsoh, den ich ebenfalls heute wie­
derhole, is t die Aufstellung eines Omnibusw arte, 
häuschen s g~enüber der Plenklbergschule. Die. es 
Häuschen könnte mit r elativ geringen Mitteln er­
stellt werden. E s wi.i.rde den Leuten, die dort auf 
clen Autobus warten müssen, er pa ren , jeder vVit­
terung ausgesetzt zu sein. 

Die von mir beantragten Maßnahmen erfordern 
keine allzugroßen Mittel, doch könnten damit. 7.U­
mindest soweit es den Straßenverkehr betrifft, ge-

wisse Gefahrenn10mente für d'ie Pas anten beseitigt 
werden. 

Ein übel, daß neuerdings in vers tärktem Maße 
auftritt und das die Bewohner sowie die Anrainer 
des Gebietes Fischhub trifft, sind' die Auswirkun­
g.en des Gaswerkes der Steyr-Werke. Die älteren 
hier im Gemeinderate vertretenen Kollegen werden 
sioh erinnern, daß diese Misere die Gemeinde bereits 
seit den Dreißigerjahren beschäftigt, daß zwar ve1·­
schiedene Delegationen diesbezügliich unzählige 
Male beim Lande, bei d'en Steyr-Werken, usw. vor­
gesprochen haben, bis heute jedoch im großen un1J 
ganzen nicht viel gesclleihen ist. E s werden w ohl 
'I'eilversuche dur~geführt, um eine Verbesserung 
herbeizuführen. Auch der Bauausschuß hat sich 
wiederholt damit beschäftigt und angeregt, daß 
dieser Kanala:bfluß, aus dem die Gasdämpfe empor­
steigen, zugeschüttet werden soll, was jedoch bis­
lang nicht ge.sohehen ist, obwohl die Gemeinde so­
wie auch andere Stellen versucht haben, durch Ma­
terialzufuhr usw. behilflich zu sein. Besonder bei 
feuchter Witterung können die Bewohner dieses 
Gebietes unmögJ'ich ihre Fenster öffnen, wenn sie 
nicht Gefahr lauien wollen , sich eine Gasvergif­
tung zu holen. E s haben sich a:usgesprochene 
Krankheitsfälle bei Kindern u11d' Frauen er eignet, 
die auf Einwirkungen cl'er Abgase zurückzuführen 
sind. 

W:ir sind d:er Meinung, daß die Steyr-Werke, de­
r en Bilanz in den abgelaufenen Jahren einen R ein­
gewinn von ü'be r 350 Mill. Schilling auswies, wirk­
Hch d'a2iu verhalten w erden könnten, zumincl'e · tens 
e ine neue Gasanlage zu bauen, wenn. sc'hon di e alte 
nicht mehr reparabel is t. Bei den Gasgerüchen, de­
nen die Bevölkerung ausgesetzt ist, wäre zu fragen, 
ob die Verdiens tkreuze, mit denen dje Herren Ge­
neraldirektoren und Präsidenten dieser Gesell, chaft 
in den letzten Tagen für ihre angeblichen Verdi en­
ste um die Wirtschaft ausgezeichnet wurden, an 
denen die Ar'beiter und Angestellten nic.ht unbe­
teili,gt gewesen sind und di e in erster Linie ge­
nannt werden sollten , wirklich am Platze sind , 
noch dazu in e iner Zeit, wo in der Stadt Gerüchte 
herumgehen , daß mit dem Abbau. von 2000 Arbei­
tern und Angestellten zu r echnen ist. Verdienst­
kreuze und Orden für die Geschäftsführer - Stem­
pelkarten für das Arbeitslooenamt für di e Arbeiter 
und Angestellten zum Neuen .Jahr .. . oh das ge­
recht is t , überlasse ich der Beurteilung jedes Ein­
zelnen der hier Anwesenden. Wir glauben a lso, 
daß auch die Gemeindevertretung n uerdings gan z 
en.eng:ische Sohritte unternehmen muß, um die Re­
völk:erun,g dieses StadtteUes v,on den Belästigungen 
durch diese Gasanlage zu befreien. 

Das wären die Wünsche, di e wir als FrakLion 
vorzutragen gehabt hätten uncl' die die Gemeinde 
bei einigem guten Willen, den sie bisher auch im­
mer gezeigt hat, wenn es galt, Übelstände abzu­
s tellen , die cliie Bevölkerung belas ten , a uch erfül­
len kann. Zu.gleich erklären wir, cl'aß wir sowohl 
dem orclentlichen als auch dem außerordentlichen 
Hau 'halt mit Ausnahme des Bundespräzipuums 
und des Etats für die Bundespolizei unsere Zu­
s timmung geb en. 

Bürgermei.ste r-Stellv. Franz Paulmayr: 
Meine Damen und HP.rTP.n 1 

Wie in allen größeren Städten is t es auch bei uns 
üblich, e inige T age vo,r den W eihnachtsfeiertagen 
die Budgetsitzung abzuhalten. Tch habe im Vor­
jahre das 100-Millionen-Bucl'get der Stadt, das s ich 
auch heuer wieder im ungefähr gleichen Rahmen 
bewegt, als ein Weihnachtsgeschenk der Stadtver­
waltung an cli,e Bevölkerung de r Stadt bezeichnet. 
lch wo11te damit zum Ausdruck bringen daß cTie 
Millionenbeträge, die a llen möglichen Sparten des 
öffentlichen Lebens zufließen, sich zweifellos auf 
jeden Bü:rge·r der Stadt in irgend einer guten Form 
aus wirken werden. Tch habe ausd'rückl'kb betont 
und ich betone auch heuer wieder, daß die L ei­
stung, die durch dieses Budget erlbrac'ht wird, nicht 
vielleicht cl'em Umstand zu verdanken ist, daß etwa 
di e Stadtverwaltung aus lauter Zauberern besteht , 
die Wunder wirken können, sondern daß der 



Hauptgrund dieser Leistungsfähigkeit die Arbeits­
kraft und der Arbeitswille unserer Bevölkerung 
und die gedeihliche Zusammenarbeit in diesem 
Haus e ist. Mh halbe den dankenswerten, gründ­
lichen und von zweifelloser Erfahrung und Praxis 
zeigender). Ausführungen unseres Finanzreferenten 
nichts hinzuzud'ügen. In den einzelnen Fraktionen 
wurde gründlich darüber gesprochen, jeder hat die 
Möglichkeit gehabt, zu kritis'i,eren bzw. Anregun­
gen zu geben, um die vorgebrachten Wünsche auf 
einen gemeinsamen Nenner zu bringen. Es ist Gott 
sei Dank bei uns nicht üblich, Fensterreden zu hal­
ten und durch Fensterr-eden eventuelle Differenzen 
zu beseitiigen. Dies ist meiner Ansicht nach kein 
Weg, bestehende Schwierigkeiten aus d'er Welt zu 
schaffen; es entstehen dadurch m eistens nur Er-

h:werungen. Als seit dem Jahre 1945 im Amte des 
Vizebürgermeisters, darf ich mir erlauben, für das 
kommende Jahr, das uns manche Schwierigkeiten 
bringen wir,d, an Sie die herzliche Bitte zu richten, 
in gemeinsamer Arb€it im Dienste d'er Kommunal­
polLtik zu wirken. Dies ist meine persönliche Bitte 
an Sie und darüberhinaus auch der Wunsch mei­
ner Fraktion. Zum Budget erkläre ich , unsere Zu­
stimmung zu geben. 

Bgm. Ing. Steinbrecher: 
Wünscht noch jemand das Wort? 
Herr Kollege Moser, wir nehrn.en Ihre Anregun­

gen zur Kenntnis; die Anträge bitten wir, uns zu 
überreichen. Sie werden nach der Geschäftsord­
nung behandelt werden. 

Stadtrat Hans Schanovsky: 
Ich möchte aus der Debatte nur das große finan­

zielle Problem, das hier aufgeworfen wurde, h er­
ausheben: das Bundespräzipuum. Im Budget sind 
hiefür 4.7 Mill. Schilling vorgesehen. Daneben ist 
aber noch der Gewerbesteuerspitzenm.1&gleich mit 
10.3 Mill. S z:u erwähnen, Abgaben, d'ie uns auf 
Grund des Finanzausgleichsgesetzes, welches mit 
Ende des Jahres 1957 abläuft, auferlegt wurden. 
Mit Ende des Jahres 1957 wird der Städtebund mit 
dem Finanzministerium neuerlich Verhandlungen 
aufnehmen, um das Finanzausgleich sgesetz für die 
nächsten Jahre zu beraten und zu beschl!i:eßen. lC'h 
muß Ihnen sagen, clie Entwicklung der Gewerbe­
steuer in Österreich hat einen Umfallig angenom­
men, der die Augen cles Finanzministers sehr be­
gehrlich darauf ger ichtet hat und wir können nur 
hoffen und wünschen , daß es bei dem bisherigen 
Finanzausgleichsgesetz bleiben wird. E s besteht 
große Gefahr, daß im neuen Finanzall$1g'leichsgesetz 
schlechtere Be timmungen aufersche:inen werden 
und die Gemeinden noch größere Lasten auferlegt 
bekommen als es bisher der Fall war. Wir können 
nur a ls bescheidenes Mitglied im Städtebund un­
ser e Stimme erheben, um dlas Bestmög'liche zu 
erreichen; das wird' geschehen. Ich danke Ihnen für 
die Anerkennung, die Sie diesem Voranschlag zum 
Au druck gebracht ha:ben. 

Bgm. Ing. Steinbrecher: 
Eine Wortmeldung liegt nicht mehr vor. Meine 

Damen und Herren, ich lasse ülber den Antrag des 
Finanz- und Rechtsausschu ses abstimmen. Nach­
dem sich bei der Debatte keine Widersprüche erge­
ben 'haben, Jass,e 'ich über die Voransch läge des 
ordentlichen und au ßernrd~ntli chen Haushaltes 
gleichzeitig abstimmen, mi1J der Kenntnisnahme der 
Erklärung, daß die KPö. ebenfalls dafür stimmt, 
mit Ausnahme des Bundespräzipuwns und des 
Etats für die Polizei. 

Ich bitte, wer mit dem Voranschlag des Herrn 
Finanzreferenten einverstanden ist , die Hand zu 
erheben: alle Anwesenden. Gegenprobe: Keine Wort­
meldung. 

lch gebe somit die Erklärung ab, daß d'er Haus­
haltsplan für das Jahr 1957 einstimmig angenom­
men ist. 

Meine Damen und Herren, dies ist die letzte Ge­
meinderatssitzung im hem~igen Jahre. Das Jahr 
1956 war sehr arbeitsreich und es ist sachlich ge­
arbeitet worden; dies wurde- von allen Parteten an­
e t'kannt. Ich bitte S1ie nur, im neuen Jahr in glei­
cher Weise sachlich mitzuarbeiten. Die Aufgaben 
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sind mannigfaltig_ Sie sehen, es sind keine neuen 
Probleme ausgesucht worden, obwohl es viele ge­
ben würde - 1ch erinnere nur an den Schlachthof, 
die Markthalle usw. Wir werden daran gehen, die 
im vergangenen Jahr begonnen Arbeiten im neuen 
Jahr zu vollenden. Sie werden v'iel Arbeit und Geld 
kosten. E.rfreulich ist, daß den größten im Budget 
veranschlagten Posten der Wohnungsbau ein­
nimmt, rund 17 Mill. S. Wir wissen, daß die Ge­
werbesteuer sinkt; wir wissen noch nicch t , wie stark 
sie s inkt, aber sie sinkt in allen Städten. Aus die­
sem Grunde müssen wir mit neuen Plänen sehr 
vorsichtig sein. Der Herr Finanzrert,ent hat ja 
nach allen Richtungen hin Erklärungen abgegeben. 
Eines jedoch möchte ich noch betonen: die städti­
schen Betriebe sind nicht kostend'eckend. Es wäre 
schlecht, vor dieser Tatsache die Augen zu ver­
schließen. Die Betriebsleitung der Städtischen Un­
ternehmungen 'ist bemüht, die Betriebe nicht nur 
aktiv, sondern auch kostendeckend zu führen . Es 
wurde vor allem verlangt, im Betrieb große Spar­
maßnahmen durchzuführen. Dies wird geschehen. 
Die Frequenz der Fahrbetriebe steigt, obwohl der 
Personalstand gesunken is t. Die Wasserverluste 
werden reduziert; es sind Spezialfirmen mit emp­
findlichen Geräten nach Steyr gekommen, sie haben 
crfol:greich gearbeitet. Aber wenn alle Sparmittel 
erschöpft sind und dennoch ein Defizit heraussieht, 
wäre es eine schlechte Gemeinde, die darauf nicht 
Rücksicht nehmen und reagieren würde. In wel­
cher Form Maßnahmen ergriffen werden, können 
wir heute noch nicht sagen, da wir mit den Unter­
suchungen noch nicll.t zu Ende sind. Aber unsere 
Gemeinde würde der Bevölkerung einen schlechten 
Dienst erweisen, wenn wir passive, bankrotte Ge­
schäfte so weiterführen wie bisher. E s soll dies 
kein Aviso sein, daß irgendwelche Preiserhöhungen 
bevorstehen, bevor die Untersuchungen abgesch los­
sen s ind, doch Maßnahmen müssen wir treffen. 
Herr Kollege Schanovsky 'hat den Finanzausgleich 
erwähnt; ihm sehen wir mit Bangen entgegen. Als 
wir in den Städtebund kamen, war die Verteilung 
der Staatseinnahmen ungefähr so, daß der Bund 
34. % und die Länder und Gemeinden die übrigen 
66 % erhielten. Heute ist es umgekehrt. Heute be­
zieht der Bund 65 % und Länder und Gemeinden 
35 %, al o beinahe das Gegenteil. Jedes Jahr, jede 
Verhandlung mit dem Finanzministerium hat eine 
Kürzung der Einkünfte der Städte g€bracht. Es 
wird ein 'harter Kampf werden. 

Die Wünsche, die vorgebracht wurden, sind ge­
wiß b€recht1gt, doch wie weit sie durchführbar 
s ind, wird abzuwarten sein. Die Steyr-Werke sind 
momentan auf einem Tiefpunkt angelangt, die Kon­
junkturspitze is t vorbei. Wie weit der Tiefpunkt 
noch gehen wird, wissen wir nicht; wir können nur 
hoffen, nicht allzuweit. Wir müssen jedoch darauf 
Rücksicht nehmen und mancher berechtigte 
Wunsch wird kaum in Erfüllung gehen können. 

Kollege Moser führt die Straßenenge in der H a­
ratzmüllerstraße an. Das Stadtbauamt hat sich da­
mit beschäftigt. Es sind Grundabtretungen not­
wendig, um eine Verbre>iterun,g durchführen zu 
können. Aber diese Straßenenge ist in Steyr nicht 
die einzige. Herr Kollege, sehen Sie dlie Kirchengas­
se und die PfclJ'rgasse an, dort herrschen die glei­
chen Verhältnisse! Massen von Menschen und 
Schulkindern sind dort unterwegs. Die Kritik ist 
s icherlich berechtigt, doch Lst dies leider nicht der 
einzige Ort, wo ein Eingreifen notwendig wäre. Dies 
möchte ich nur noch erwähnt 'haben. 

Ich danke Ihnen, daß Sie das Budget angenom­
men haben. 

Wir kommen nun zum zweiten Punkt der Tages­
ordnung. 

Berichterstatter Stadtrat Hans Schanovsky: 
P -10640/5.5 Ungam hilfe. 

rne Stadtverwaltung bea,bsichtigt, für d'ie Kinder 
und Jugend lichen der Ungarnflüchtlinge eine 
,-veihnachtsfeier zu veranstalten und d.a:zu werden 
S 20.000.- benötigt. Es liegt Ihnen daher der An­
tra1g d'es F1inanz- und Rechtsausschuses vor: 



,,Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Dem Magisrtra,t Steyr werden zur Abhaltung einer 

vVeihnachtsfeier für ungarische Flüchtlingskinder 
S 20.000.-

(Schilling zwanzigtausend) zur Verfügung gestellt 
und der entsprechende Betrag aus der V. P. 449-53 
o. H. freigegeben ." 

Ich bitte um Annahme dieses Antrages. 
· Bgm. Ing. Steinbrecher: 

Wird zu diesem Antrage das Wort verlangt? Dies 
ist nicht der Fall. Der Antrag ist einstimmig an­
genommen. 

Ich möchte noch Ihnen allen, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren, für Ihre Mitarbeit danken. 
Es hat niemand im Gemeinderat ein Jota seiner 
politischen Überzeugung aufgegeben, alle haben in 
erster Linie das Beste für die Bewohner gewollt 
und von diesem Gesichtspunkt aus wurd~n d'ie ein­
heitlichen Beschlüsse gefaßt. Um diese gute Zusam­
menarbeit werden w.ir mit Recht von anderen 
Stadtverwaltungen beneidet. Bitte, behalten Sie 
diese Sachlichkeit auch in den nächsten Jahren bei. 

Darf ich Ihnen somit zum Jahreswechsel alles 
Gute wünschen. 

Abschließend möohte ich noch den Dank an die 
Mitarbeiter bei der Erstellung des Budgets ausspre­
chen, in erster Linie dem Herrn Finanzreferenten, 
Oberamtsrat Baminger, Direktor Liska, Magistrats­
direktor Dr. Enzelmüller symbolisch für alle Beam­
ten und Angestellten. übermitteln Sie den Arbei­
tern den Dank der Gemeinde. Wir haben noch 
Hochkonjunktur und manche Büros sind wirklich 
überbelastet. Aber wir anerkennen dies und des­
halb bitte i!ch, unseren Dank zu übermitteln. 

Ich danke auch der Presse. Mit Ausnahme ganz 
weniger Entgleisungen hat sie immer der Stadt ge­
holfen. Ich lbitte Sie, auch künftighin mit der sach­
Uchen Berichterstattung fortzufahren. 

Die öffentliche Sitzung ist geschlossen. In zwei 
Minuten beginnt die vertraul'iche Sitzung. 

Stadtrat Hans Schanovsky: 
Auch cl'er Gemeinderat wünscht dem Herrn Bür­

germeister ein frohes Weihnachtsfest und ein 
glückliches neues Jahr. 

(Allgemeiner Beifall). 
(2 Minuten Pause) 

Bgm. Ing. Steinbrecher: 
Ich eröffne die vertrauliche Sitzung. Der Refe-

1·en t hat das Wort. 
Berichterstatter: 

Stadtrat Hans Sc. h a n o vs k y : 
Pi·iis - 852/56 Einmalige Vergüttmg an Magistrats­

bedienstete für Mehrdienstleistungen 
im Jahre .1.956. 

Sehr verehrte Damen und Herren! 
Wir haben in den vergangenen zwei Jahren dem 

Herrn Bürgermeister die Vollmacht gegeben, am 
Schlusse eines erfolgreichen Jahres an uns·ere Be­
diensteten eine einmalige Vel'gütung für Mehr­
dienstleistungen zu gewähren. In diesem Jahre, in 
dem das Gehaltsgesetz, also die VoUvalorisierung, 
in Kraft getreten ist, ist uns vom Amte der o.-ö. 
Landesregierung eine Nachricht zugegangen, daß 
aus diesem Grunde im Dezember keine Sonderzah­
lungen, gleichgültig aus we1chem Titel immer, ge­
geben werden sollen. Wir wissen aber, daß uns die 
Bundesbehorde mit der Absicht, den Bediensteten 
eine Zuwendung zu geben, vorausgeeilt ist. Ich 
würde Sie daher bitten, noch die letzten Tage zu­
zu warten, weil wlr glauben, daß auch das Land 
und andere Städte dem Bund folgen werden und 
noch in der letzten Stunde den Angestellten eine 
Zuwendun.g zuteil werden lassen. Um jedoch für 
eyentuelle Zuwendungen eine Grundlage, also 
emen Beschluß zu haben, bitte ich Sie, den im 

Die Protokollprüfer: 

Vorjahr für d:en gleichen Zweck vorgesehenen Be­
trag von S 300.000.- freizugeben. 

Der Finanz- und Rechtsausschuß, der den Antrag 
im selben Sinne durchberaten hat, legt Ihnen da­
her diesen mit der Empfehlung der Annahme vor: 

,,Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Bürgermeister wird ermächtigt, jenen Magi­

stratsbediensteten, die durch die im Jahre 1956 er­
forderliche Mehrd'ien.stleistung infolge Ausweitung 
des Haushaltes mitbelastet wurden, eine einmalige 
Vergütung zu gewähren. Hiefür wird ein Betrag 
bts zu 

S 300.000.­
(Schilling drei!hunderttausend) bewiUigt. 

Zu diesem Zwecke wird der Betrag von Schilling 
300.000.- bei V. P . Sp <Y7 freigegeben." 

Ich bitte Sie, dem Antrage zuzustimmen. 
Bgm. Ing. Steinbrecher: 
Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen nur 

dasselbe sagen, was •ich auch schon im Finanz- und 
Rechtsausschuß betont habe, daß ich nicht sonder­
lich erfreut bin über diese Vollmacht, denn diese 
Ausgabe geht schließlich auf mein Konto. Die Ge­
setze sind nun ei.nmal vorhanden und Steyr kann 
keinen anderen Weg wählen als den der Bund vor­
schreibt. Der Wille, den Bediensteten eine Aner­
kennung zuteil werden zu lassen, ist vorhanden, 
doch können wir nicht das Gegenteil dessen be­
schl'ileßen, was das Gesetz vorschreibt und was 
audh die Gewerkschaften ,genehmigt halben. Solange 
jedenfalls uer Bund selbst ke1lne Zuwendungen gibt, 
müsisen wir noch a.bw:arten. Es ist cl'urcha:us mög­
lich, daß keine Zuwendungen gegeben werden. Ich 
habe dies heute vormittag in ähnlichen Worten der 
Personalvertretung kundgetan. 

Gemeinderat Josef Hochmayr: 
Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es handelt sich hier nicht um eine Art Weih­
nachtsremuneration, sondern, wie der Herr Stadt­
rat Schanovsky auch betont hat, um eine Art 
l\llehrdienstlei.stungsvergütung. Ich darf Ihnen sa­
gen, daß es auch beim Bund nicht nach dem Ge­
setz geht. Wohl gibt es keine Sonderzahlung, weil 
im Gesetz keine solche vorgesehen ist. Ich glaube 
kaum, daß man eine Mehrdienstleistungsvergiitung 
über das Jahr h!Lnaus vorenthalten soll, die sich 
unsere Bediensteten ohne Unterschied verdient ha­
ben. Ich will hier nicht von der Weihnachtsfreude 
reden, sondern nur von so,z;ialen Erwägungen aus­
gehen und ich glaube, unser sehr geehrter Herr 
Bürgermeister, der immer sehr vorsichtig ist, wird 
dem bestimmt zustimmen, weil wirklich nichts 
passieren kann. Es heißt im allgemeinen, man soll 
einen verdienten Lohn nicht vorenthalten. Ob man 
diesen verdienten Lohn am 31. oder, weil man miit 
den Auszahlungen n icht zusammenkommt, bereits 
am 23. ,oder am 20. Dezember ausbezahlt, wird 
kaum allzusehr ins Gewicht fallen. Ich glaube 
ni!cht, daß der Stadtverwaltung daraus irgend­
\velche Schwierigkeiten erwachsen. 

Darf ich mich daher dem Antrag des Herrn 
Stadtrates Schanovsky anschließen und Sie bitten, 
diiesem Antrag Ihre Zustimmung zu geben. 

Bgm. Ing. Steinbrecher: 
Gestatten Sie, Herr Gemeinderat, aber ich kann 

Ihren Ausführungen nicht ganz zustimm.en: bei 
der Gemeinde Steyr gihrt. P.s kP.ine Arbeitsleistung, 
die nicht bezah'lt wird:. 

Ich schreite zur Abstimmung. Wer mit dem An­
trag des Finanzre:ferenten ei!nverstanden ist möge 
die Hand erheben: ' 

Alle Anwesenden. 
Danke. Ich konstatiere die einstimmige Annahme. 
Somit schließe ich diie heutige Gemeinderatssit-

zung. 
Ende der Sitzung: 17.43 Uhr. 

er Protokollführer: 
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